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Hinweise zum Punktesystem zur Vorhabenauswahl (Ranking 2026) 
 
Die Vergabe von Punkten ist an die nachfolgend genannten Bedingungen geknüpft; daneben 
können weitere Bestimmungen bestehen. Insbesondere wird auf die Zweckbindungsfrist hin-
gewiesen. Bei den Nummern 2.6-2.7 und 2.12-2.13 ist jedoch von der Sache her nur der Zu-
stand zum Zeitpunkt der Bewilligung entscheidend. Maßgeblich für alle Bestimmungen ist 
der Zuwendungsbescheid. 
 
Investitionsschwerpunkt 
Investitionsschwerpunkt ist das Teilvorhaben, auf das das höchste Investitionsvolumen 
entfällt. In diesem Bereich (Nr. 1-1.3.5) kann nur ein Kreuz gesetzt werden.  
1.1 Besonders tiergerechte Haltung nach Anlage 2 
1.1.1 Rinder-, Schaf- und Ziegenhaltung allgemein 

1.1.2 Rinder-, Schaf- und Ziegenhaltung mit Dauergrünland > 50 % der LF: Der Dauer-
grünlandanteil ist anhand des aktuellen GFN zu belegen und für die Fünfjahres-
frist vorzuhalten. 

1.1.3 Rindermast mit Weidehaltung: Weidegang ist aus Tierschutzsicht besonders be-
grüßenswert, außer in Situationen, in denen Krankheit des Tieres oder zu erwar-
tende Schäden dem entgegenstehen. Den Weidegang müssen i.d.R. alle Mastrin-
der vom 15.05. bis 15.10. tagsüber haben. Über die ausnahmsweise im Stall ver-
bliebenen Tiere ist in der Fünfjahresfrist ein aus dem Bestandsregister abgeleite-
tes Stalltagebuch zu führen, aus dem die Identität dieser Tiere, der Tag und die 
Begründung für den Stallverbleib hervorgeht. 

1.1.4 Geflügelhaltung 
1.1.5 Geflügelhaltung im Mobilstall: Mobilställe müssen mindestens alle zwei Wochen 

versetzt werden, außer in den Monaten Dezember bis März. Das Versetzen ist zu 
dokumentieren. 

1.1.6 Modernisierung vorhandener Stallanlagen (alle Tierarten) nach Anlage 2: Bei 
gleichzeitigem Neubau muss der Umbau das größere Investitionsvolumen haben. 

1.2 Tiergerechte Haltung nach Anlage 1 
1.2.1 Rinder-, Schaf- und Ziegenhaltung allgemein 
1.2.2 Rinder-, Schaf- und Ziegenhaltung mit Dauergrünland > 50 % der LF: Der Dauer-

grünlandanteil ist anhand des aktuellen GFN zu belegen und für die Fünfjahres-
frist vorzuhalten. 

1.2.3 Rinder-, Schaf- und Ziegenhaltung mit Dauergrünland > 50 % der LF und Weide-
gang: Der Dauergrünlandanteil ist anhand des aktuellen GFN nachzuweisen. Wei-
degang ist aus Tierschutzsicht besonders begrüßenswert, außer in Situationen, in 
denen Krankheit des Tieres oder zu erwartende Schäden dem entgegenstehen. 
Für Milchkühe und Mutterkühe gelten die in Anlage 1 genannten Anforderungen, 
ansonsten die Weideperiode 15.05. bis 15.10.. 
Den Weidegang müssen i.d.R. alle Tiere mit Ausnahme der männlichen Tiere 
über einem Jahr tagsüber haben. Über die ausnahmsweise im Stall verbliebenen 
Tiere ist in der Fünfjahresfrist ein aus dem Bestandsregister abgeleitetes Stallta-
gebuch zu führen, aus dem die Identität dieser Tiere, der Tag und die Begrün-
dung für den Stallverbleib hervorgeht. 

1.2.4 Geflügelhaltung 
1.2.5 Geflügelhaltung im Mobilstall: Mobilställe müssen mindestens monatlich versetzt 

werden, außer in den Monaten Dezember bis März. Das Versetzen ist zu doku-
mentieren. 

1.2.6 Pferdehaltung 
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1.2.9 Modernisierung vorhandener Stallanlagen (alle Tierarten) nach Anlage 1: Bei 
gleichzeitigem Neubau muss der Umbau das größere Investitionsvolumen haben. 

1.3 Sonstige Schwerpunkte 
1.3.1 Klimatisierte Obst-/Gemüse-/Kartoffellagerhallen: Eine Verbesserung der Umwelt- 

oder Klimabedingungen ggü. dem Stand der Technik um mind. 20 % muss abseh-
bar sein. Zur Antragstellung muss die zu erwartende Verbesserung durch ein ent-
sprechendes Gutachten belegt werden, das von einer von der antragstellenden 
Person, dem Beratungsunternehmen und den Bauausführenden unabhängigen 
Person bzw. Einrichtung erstellt wird, z.B. einem/einer amtlich anerkannten Sach-
verständigen oder Energieberater/in oder einer Universität. Alternativ muss die 
Lagerhalle den Ausführungen der AFP-Richtlinie Nr.4.5.1.3, 5. oder 6. Spiegel-
strich entsprechen.  

1.3.2 Spezifische Investitionen zum Umwelt- und Klimaschutz (SIUK): Als SIUK-Investi-
tionen gelten nur die in der Richtlinie beschriebenen. Wenn die SIUK-Maßnahme 
den Investitionsschwerpunkt darstellt, können diese Punkte geltend gemacht wer-
den – unabhängig von der Höhe des Fördersatzes. 

1.3.3 Fahrsiloanlagen: Die rechtlichen Vorgaben sind zu beachten.  
1.3.4 Bewässerungsanlagen: In Zusammenhang mit der Investition muss bei dieser 

eine Wassereinsparung von mindestens 15 % nachgewiesen werden.  
Wird erstmalig in eine Linear- und Kreisberegnung oder in eine Tropfbewässerung 
investiert, ist ein Einzelnachweis nicht erforderlich. Im Zierpflanzen-Gartenbau 
sind Beregnungswagen/Düsenwagen bereits Stand der Technik, eine Wasserein-
sparung von 15 % muss daher im Einzelfall anderweitig nachgewiesen werden. 
Der Nachweis einer Verbesserung des Umwelt- und Klimaschutzes kann statt an-
hand einer Wassereinsparung auf andere Art erfolgen bei 
 Investitionen in eine bestehende Anlage, die sich lediglich auf die Energieeffizi-

enz auswirken,  
 Investitionen zum Bau von Speicherbecken, 
 Investitionen zur Nutzung von aufbereitetem Wasser, die sich nicht auf den 

Grund- oder Oberflächenwasserkörper auswirken. 
Regenwasser-Zisternen führen per se zu der für Bewässerungsanlagen geforder-
ten Einsparung. 
Art. 74 Verordnung (EU) 2021/2115 ist zu beachten. 

1.3.5 
 

Andere bauliche Investition (z.B. Ackerbau, Gartenbau):  
Für andere Fördergegenstände muss eine Verbesserung der Umwelt- oder 
Klimabedingungen ggü. dem Stand der Technik um mind. 20 % absehbar sein. 
Zur Antragstellung muss die zu erwartende Verbesserung durch ein entsprechen-
des Gutachten belegt werden, das von einer von der antragstellenden Person, 
dem Beratungsunternehmen und den Bauausführenden unabhängigen Person 
bzw. Einrichtung erstellt wird, z.B. einem/einer amtlich anerkannten Sachverstän-
digen oder Energieberater/in oder einer Universität. 

 

2. Zusätzliche Punkte  
Die zusätzlichen Punkte können mit dem Investitionsschwerpunkt kombiniert wer-
den. Mehrfachnennungen sind möglich. 

2.1 Ökologischer Landbau gemäß VO (EU) 2018/848: Die gesamte Tierhaltung und 
alle Flächen des Betriebes sind ökologisch zu bewirtschaften. Betriebe, die nur ei-
nen Öko-Stall bei konventionellem Ackerbau bewirtschaften, erhalten diese 
Punkte nicht. Bei Geflügel dürfen pro Gebäude dürfen max. 6.000 Tiere gehalten 
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werden; sofern mehrere Ställe vorhanden sind, müssen diese mind. 150 m ausei-
nander liegen. Eine Kopie des NAU-C-Bewilligungsbescheids ist mit dem Antrag 
einzureichen. 

2.2 Stallbau-Investition mit Reduzierung auf max. 2,0 GV/ha: Die Zusatzpunkte ste-
hen Unternehmen zu, die zum Zeitpunkt der Antragstellung über 2,0 GV/ha haben 
und den Tierbesatz auf max. 2,0 GV/ha reduzieren und dann während der Frist 
von 12 Jahren beibehalten. Die Anzahl der Tiere darf im Zuge der Investition und 
in der Frist nicht erhöht werden. Die Rückgabe gepachteter Ställe wird anerkannt; 
die Verpachtung von Ställen genügt den Anforderungen nicht. Die Tierart darf im 
Zuge der Investition geändert werden. Falls Flächen zugepachtet werden, sind 
Pachtverträge mit Gültigkeit für die Frist vorzulegen. 

2.3 Schweinehaltung - Abbau aller Stallplätze (mind. 40 GV): Die Punkte werden ge-
währt, wenn das antragstellende Unternehmen die Schweinehaltung (Mast, Zucht, 
Aufzucht) dauerhaft vollständig beendet. Die Schweinehaltung muss vorher mind. 
40 GV umfasst haben. Ein Nachweis der baurechtlichen Stilllegung als Schweine-
stall ist vorzulegen. Maßgeblich für Punktevergabe und Zählung der Stallplätze 
sind somit die für mindestens fünf Jahre selbst-bewirtschafteten Stallplätze im Ei-
gentum zur Antragstellung. Für gepachtete oder verpachtete Ställe können die 
Zusatzpunkte nicht gewährt werden. 

2.4 Schweinehaltung - anteiliger Abbau von Stallplätzen (mind. 40 GV): Die Punkte 
werden gewährt, wenn das antragstellende Unternehmen die Stallplätze der 
Schweinehaltung (Mast, Zucht, Aufzucht) dauerhaft um mind. 40 GV reduziert. 
Grundlage ist die Anzahl der genehmigten Stallplätze. Die Schweinehaltung muss 
vorher mind. 40 GV umfasst haben. Falls für einen Altstall die Baugenehmigung 
nicht mehr vorliegt, muss die Kapazität anhand der Flächenmaße laut Tierschutz-
NutztierhaltungsVO ermittelt werden. Ein Nachweis der baurechtlichen Stilllegung 
des vollständigen Gebäudes als Schweinestall ist vorzulegen. Maßgeblich für 
Punktevergabe und Zählung der Stallplätze sind somit die für mindestens fünf 
Jahre selbst-bewirtschafteten Stallplätze im Eigentum zur Antragstellung. Für ge-
pachtete oder verpachtete Ställe können die Zusatzpunkte nicht gewährt werden. 

2.5 Bauvorhaben zur Kälbermast: die Kälbermast ist dadurch gekennzeichnet, dass 
das Mastalter auf max. acht Monate begrenzt ist und bis zum Mastende Milchaus-
tauscher eingesetzt wird. 

2.6 Stallbau liegt in einem Landkreis mit einem Viehbesatz unter 0,5 GVE/ha: Maß-
geblich ist die Betriebsstätte. Eine Übersicht zu den Landkreisen befindet sich auf 
der Homepage der Landwirtschaftskammer Niedersachsen (www.lwk-niedersach-
sen.de). 

2.7 Stallbau liegt in einem Landkreis mit einem Viehbesatz von mind. 0,5 GVE/ha, 
aber unter 1,0 GVE/ha: Maßgeblich ist die Betriebsstätte. Eine Übersicht zu den 
Landkreisen befindet sich auf der Homepage der Landwirtschaftskammer Nieder-
sachsen (www.lwk-niedersachsen.de). 

2.8 Spezifische Investitionen zum Umwelt- und Klimaschutz (SIUK): Die Zusatzpunkte 
können unabhängig vom Investitionsschwerpunkt gewährt werden, jedoch nur für 
die genannten Investitionen. Für Investitionen in Maschinen der Außenwirtschaft, 
Biobett-Systeme und Reinigungsplätze werden diese Zusatzpunkte nicht gewährt. 

2.9 Rinderhaltung: Beendigung der Anbindehaltung: Die Anbindehaltung muss noch 
kurz vor Antragstellung in Betrieb gewesen sein. Nach Umsetzung des Vorhabens 
darf keine Haltung mehr in Anbindung erfolgen.  

2.10 Erstmalige Niederlassung als Betriebsleiter/in (Junglandwirt/in unter 41 Jahre 
oder neuer Landwirt / neue Landwirtin ab 41 Jahren): Maßgeblich ist die erstma-
lige Betriebsführung. Die Investition muss innerhalb von fünf Jahren nach der 
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Erstniederlassung getätigt werden. Ein Abschluss in einem Agrarberuf ist Voraus-
setzung. In einer Gesellschaft (juristische Person oder GbR) muss die Person, die 
zuvor nicht als Betriebsleiter/in tätig war, in der Betriebsführung die Kontrolle ha-
ben (s. Nr. 4.1.5 GAP-Strategieplan). Wenn die Teilhaber/innen wie in einer GbR 
gleichberechtigt sind, muss ein Vertrag vorgelegt werden, in dem festgelegt ist, 
dass die Person die Kontrolle des Betriebs innehat. 

2.11 Außerfamiliäre Hofnachfolge: Der Betrieb muss im Wesentlichen als bestehende 
Einheit weitergeführt werden. Er ist nicht aus Neugründung oder Betriebsteilung 
entstanden. Der Betrieb muss in das Eigentum des Nachfolgers / der Nachfolgerin 
über gehen. Ein Vertrag, der den Eigentumsübergang regelt, ist vorzulegen, er-
satzweise ein Nachweis der Adoption zum Zweck der Hofübergabe. Pacht gilt 
nicht als Hofnachfolge. Die Investition muss innerhalb von fünf Jahren nach der 
Übernahme getätigt werden. Nicht als außerfamiliär gelten: Ehegatten/Ehegattin-
nen, Lebenspartner/innen, Abkömmlinge, Stiefkinder, Enkel, Geschwister, Nich-
ten, Neffen sowie die Ehegatten/Ehegattinnen oder Lebenspartner/innen der Vor-
genannten. 

2.12 Antragsteller / Antragstellerin hat in den letzten fünf Jahren vor AFP-Antragstel-
lung an geförderter einzelbetrieblicher Beratung (EB) teilgenommen: Die Beratung 
muss im Rahmen der Fördermaßnahme EB erfolgt sein, d.h. von einem aner-
kannten Beratungsanbieter durchgeführt, zum Zeitpunkt der Antragstellung abge-
schlossen und mit dem Antragsteller / der Antragstellerin abgerechnet sein. Fol-
gende Anlagen sind einzureichen:  
 Beratungsnachweis (Dieses Formblatt muss der Beratungsanbieter bereitstel-

len) 
 Rechnung des Beratungsanbieters 
 Zahlungsnachweis (z.B. Kontoauszug).  

2.13 Verknüpfung mit der Tätigkeit einer Operationellen Gruppe (Intervention EIP): Im 
Rahmen der Europäischen Innovationspartnerschaft (EIP) „Landwirtschaftliche 
Produktivität und Nachhaltigkeit“ können Akteure/Akteurinnen wie Land-
wirte/Landwirtinnen, Forscher/innen, Berater/innen sowie Unternehmen des Ag-
rar- und Nahrungsmittelsektors operationelle Gruppen (OG) gründen und im Rah-
men ihrer Tätigkeit durch die Gemeinschaft und die Mitgliedsstaaten unterstützt 
werden. Dieses Auswahlkriterium ist erfüllt, wenn nachgewiesen wird, dass das 
geplante Investitionsvorhaben im Rahmen eines EIP-geförderten Projekts durch-
geführt wird. 

 


